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1131-3-I

Gesetz  
zur Änderung des 
Feiertagsgesetzes

vom 12. April 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Feiertagsgesetz (FTG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 1131-3-I) veröffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 Nr. 4 des Geset-
zes vom 12. Mai 2015 (GVBl. S. 82) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Angabe zu Art. 4 
die Wörter „ , und des Buß- und Bettages“ angefügt.

2. In Art. 1 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Der Reformationstag am 31. Oktober 2017 
ist gesetzlicher Feiertag.“

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2016 in Kraft.

(2) Art. 1 Abs. 2a des Feiertagsgesetzes tritt am 
1. November 2017 außer Kraft. 

München, den 12. April 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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2251-6-S

Bekanntmachung  
über das Inkrafttreten des  

Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags

vom 8. März 2016

Der im Zeitraum vom 9. bis 28. September 2015 
unterzeichnete und mit Bekanntmachung vom 21. De-
zember 2016 (GVBl. S. 228, BayRS 2251-6-S) veröf-
fentlichte Achtzehnte Rundfunkänderungsstaatsver-
trag ist nach seinem Art. 2 Abs. 2 am 1. Januar 2016 in 
Kraft getreten.

München, den 8. März 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

2251-13-S , 2251-6-S

Bekanntmachung  
über das Inkrafttreten des  

Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags

vom 8. März 2016

Der am 18. Juni 2015 unterzeichnete und mit 
Bekanntmachung vom 8. Dezember 2015 (GVBl. 
S. 502, BayRS 2251-13-S, 2251-6-S) veröffentlich-
te Siebzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist 
nach seinem Art. 3 Abs. 2 am 1. Januar 2016 in Kraft 
getreten.

München, den 8. März 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Bekanntmachung  
des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags

vom 6. April 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 16. März 2016 (Drs. 17/10582, 17/9700) 
dem im Zeitraum vom 3. bis 7. Dezember 2015 unter-
zeichneten Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag zur Änderung 

– des Rundfunkstaatsvertrags (RStV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juli 2001 (GVBl. 2001 
S. 502, 503, BayRS 2251-6-S), der zuletzt durch 
Art. 1 des Achtzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrags (GVBl. 2016 S. 2) geändert worden ist,

– des ZDF-Staatsvertrags (ZDF-StV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juli 2001 (GVBl. 2001 
S. 551, 552, BayRS 2251-13-S), der zuletzt durch 
Art. 1 des Siebzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrags (GVBl. 2015 S. 502) geändert worden ist, 

– des Deutschlandradio-Staatsvertrags (DLR-StV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 2001 
(GVBl. 2001 S. 529, 530, BayRS 2251-9-1-S), der 
zuletzt durch Art. 5 des Fünfzehnten Rundfunkände-

rungsstaatsvertrags (GVBl. 2011 S. 258; 2012 S. 18) 
geändert worden ist,

– des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (GVBl. 2011 
S. 258, 404; 2012 S. 18, BayRS 2251-17-S), und

– des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags – JMStV – 
(GVBl. 2003 S. 147, BayRS 2251-16-S), der zuletzt 
durch Art. 2 des Dreizehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrags (GVBl. 2010 S. 145, 195) geändert 
worden ist, 

zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend bekannt 
gemacht. 

München, den 6. April 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r

Neunzehnter Staatsvertrag  
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  
(Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen
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schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, 
zuletzt geändert durch den Achtzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 9. bis 28. September 2015, wird 
wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer § 11g eingefügt:

„§ 11g  Jugendangebot“.

b) Es wird folgender neuer § 14a eingefügt:

„§ 14a  Berichterstattung der Rechnungshöfe“.

2. Es wird folgender neuer § 11 Abs. 3 angefügt:

„(3) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
können zur Erfüllung ihres Auftrages zusammenar-
beiten; die Zusammenarbeit regeln sie in öffentlich-
rechtlichen Verträgen.“

3. § 11b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchstabe a wird das Wort 
„drei“ durch das Wort „zwei“ ersetzt.

bb) In Buchstabe a wird das Wort ‚„EinsExtra“‘ 
durch das Wort ‚„tagesschau24“‘ und das 
Komma nach dem neuen Wort ‚„tages-
schau24“‘ wird durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Buchstabe b wird gestrichen und der bisheri-
ge Buchstabe c wird der neue Buchstabe b.

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort ‚„BR-alpha“‘ 
durch das Wort ‚„ARD-alpha“‘ ersetzt und nach 
dem Wort „Bildung“ werden die Wörter „vom BR“ 
eingefügt.

c) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Buchstabe a wird das Wort 
„drei“ durch das Wort „zwei“, das Wort 
‚„ ZDFinfokanal“‘ durch das Wort ‚„ ZDFinfo“‘ 
und das Komma nach dem neuen Wort 
‚„ ZDFinfo“‘ durch das Wort „und“ ersetzt.

bb) Buchstabe b wird gestrichen, der bisherige 
Buchstabe c wird der neue Buchstabe b und 

die Wörter ‚„ZDF-Familienkanal“‘ werden 
durch das Wort ‚„ZDFneo“‘ ersetzt.

4. Es wird folgender neuer § 11e Abs. 3 eingefügt:

„(3) In den Geschäftsberichten der in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten, des ZDF und des Deutschlandradios ist auch 
der Umfang der Produktionen mit von diesen gesell-
schaftsrechtlich abhängigen und unabhängigen Pro-
duktionsunternehmen darzustellen.“

5. Es wird folgender neuer § 11g eingefügt:

„§ 11g

Jugendangebot

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und das ZDF bieten ge-
meinsam ein Jugendangebot an, das Rundfunk und 
Telemedien umfasst. Das Jugendangebot soll inhalt-
lich die Lebenswirklichkeit und die Interessen junger 
Menschen als Zielgruppe in den Mittelpunkt stellen 
und dadurch einen besonderen Beitrag zur Erfüllung 
des öffentlich-rechtlichen Auftrags nach § 11 leisten. 
Zu diesem Zweck sollen die in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten und das 
ZDF insbesondere eigenständige audiovisuelle In-
halte für das Jugendangebot herstellen oder herstel-
len lassen und Nutzungsrechte an Inhalten für das 
Jugendangebot erwerben. Das Jugendangebot soll 
journalistisch-redaktionell veranlasste und journalis-
tisch-redaktionell gestaltete interaktive Angebotsfor-
men aufweisen und Inhalte anbieten, die die Nutzer 
selbst zur Verfügung stellen.

(2) Zur Erfüllung der demokratischen, sozialen 
und kulturellen Bedürfnisse der Zielgruppe ist das 
Jugendangebot inhaltlich und technisch dynamisch 
und entwicklungsoffen zu gestalten und zu verbrei-
ten. Dazu soll auch durch eine zielgruppengerechte 
interaktive Kommunikation mit den Nutzern sowie 
durch verstetigte Möglichkeiten ihrer Partizipation 
beigetragen werden. 

(3) Andere Angebote der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten und des 
ZDF nach Maßgabe dieses Staatsvertrages sollen 
mit dem Jugendangebot inhaltlich und technisch ver-
netzt werden. Wird ein eigenständiger Inhalt des Ju-
gendangebots auch in einem anderen Angebot der 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten oder des ZDF genutzt, sind die für das 
andere Angebot geltenden Maßgaben dieses Staats-
vertrages einschließlich eines eventuellen Telemedi-
enkonzepts zu beachten.

(4) Die Verweildauer der Inhalte des Jugendan-
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gebots ist von den in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF so zu 
bemessen, dass sie die Lebenswirklichkeit und die 
Interessen junger Menschen abbilden und die de-
mokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
der jeweils zur Zielgruppe gehörenden Generationen 
erfüllen. Die Grundsätze der Bemessung der Verweil-
dauer sind von den in der ARD zusammengeschlos-
sen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF regel-
mäßig zu prüfen. Die Verweildauer von angekauften 
Spielfilmen und angekauften Folgen von Fernsehse-
rien, die keine Auftragsproduktionen sind, ist zeitlich 
angemessen zu begrenzen. 

(5) Werbung, Sponsoring, flächendeckende 
lokale Berichterstattung, nicht auf das Jugendan-
gebot bezogene presseähnliche Angebote, ein ei-
genständiges Hörfunkprogramm und die für das Ju-
gendangebot in der Anlage zu diesem Staatsvertrag 
genannten Angebotsformen sind im Jugendangebot 
nicht zulässig. Ist zur Erreichung der Zielgruppe aus 
journalistisch-redaktionellen Gründen die Verbrei-
tung des Jugendangebots außerhalb des von den 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten und dem ZDF für das Jugendangebot 
eingerichteten eigenen Portals geboten, sollen die 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten und das ZDF für die Einhaltung der 
Bedingungen des Satzes 1 Sorge tragen. Sie ha-
ben für diesen Verbreitungsweg übereinstimmende 
Richtlinien, insbesondere zur Konkretisierung des 
Jugendmedienschutzes und des Datenschutzes, zu 
erlassen. Das Jugendangebot darf nicht über Rund-
funkfrequenzen (Kabel, Satellit, Terrestrik) verbrei-
tet werden.

(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und das ZDF haben ge-
meinsam in Bezug auf das Jugendangebot in dem 
nach § 11e Absatz 2 zu veröffentlichenden Bericht 
insbesondere darzustellen:

1. den besonderen Beitrag des Jugendangebots 
zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags,

2. das Erreichen der Zielgruppe, die zielgruppen-
gerechte Kommunikation sowie die verstetigten 
Möglichkeiten der Partizipation der Zielgruppe, 

3. das Ergebnis der Prüfung der Verweildauer nach 
Absatz 4, 

4. die Nutzung des Verbreitungswegs außerhalb 
des für das Jugendangebot eingerichteten eige-
nen Portals nach Absatz 5 Satz 2 und 3,

5. den jeweiligen Anteil der in Deutschland und in 
Europa für das Jugendangebot hergestellten In-
halte und

6. den jeweiligen Anteil an Eigenproduktionen, 
Auftragsproduktionen und erworbenen Nut-
zungsrechten für angekaufte Spielfilme und an-
gekaufte Folgen von Fernsehserien für das Ju-
gendangebot.“ 

6. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 5 wird der neue Absatz 4.

7. Es wird folgender neuer § 14a eingefügt:

„§ 14a

Berichterstattung der Rechnungshöfe

Der für die Durchführung der Prüfung zuständige 
Rechnungshof teilt das Ergebnis der Prüfung einer 
Landesrundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutsch-
landradios einschließlich deren Beteiligungsunter-
nehmen dem jeweils zuständigen Intendanten, den 
jeweils zuständigen Aufsichtsgremien der Rundfunk-
anstalt und der Geschäftsführung des geprüften Be-
teiligungsunternehmens sowie der KEF mit. Er gibt 
dem Intendanten der jeweiligen Rundfunkanstalt 
und der Geschäftsführung des Beteiligungsunter-
nehmens Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem 
Ergebnis der Prüfung und berücksichtigt die Stel-
lungnahmen. Den auf dieser Grundlage erstellten ab-
schließenden Bericht über das Ergebnis der Prüfung 
teilt der zuständige Rechnungshof den Landtagen 
und den Landesregierungen der die Rundfunkanstalt 
tragenden Länder sowie der KEF mit und veröffent-
licht ihn anschließend. Dabei hat der Rechnungshof 
darauf zu achten, dass die Wettbewerbsfähigkeit des 
geprüften Beteiligungsunternehmens nicht beein-
trächtigt wird und insbesondere Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse gewahrt werden.“

8. § 16d wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Mehr-
heitsbeteiligungen“ die Wörter „im Sinne 
von § 16c Abs. 3“ eingefügt, wird das Kom-
ma nach der Angabe „ZDF“ durch das Wort 
„und“ ersetzt und wird nach dem Wort „Ab-
schlussprüfer“ die Verweisung „nach § 319 
Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches“ 
gestrichen.

bb) Satz 8 wird gestrichen und der bisherige 
Satz 9 wird der neue Satz 8.

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:
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„(2) Bei kommerziellen Tätigkeiten mit ge-
ringer Marktrelevanz nach § 16a Abs. 1 Satz 5 
sind die Rundfunkanstalten auf Anforderung des 
zuständigen Rechnungshofes verpflichtet, für ein 
dem Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 bis 8 entsprechen-
des Verfahren Sorge zu tragen. Werden Verstö-
ße gegen die Bestimmungen zur Marktkonformi-
tät bei Prüfungen von Beteiligungsunternehmen 
oder der Rundfunkanstalten selbst festgestellt, 
findet auf die Mitteilung des Ergebnisses § 14a 
Anwendung.“

9. Der Anlage zum Rundfunkstaatsvertrag wird folgen-
de neue Anlage angefügt:

„Anlage 

(zu § 11g Abs. 5 Satz 1  
des Rundfunkstaatsvertrages)

Negativliste Jugendangebot

1. Anzeigenrubriken, Anzeigen oder Kleinanzeigen,

2. Branchenregister und -verzeichnisse,

3. Preisvergleichsrubriken sowie Berechnungspro-
gramme (zum Beispiel Preisrechner, Versiche-
rungsrechner),

4. Rubriken für die Bewertung von Dienstleistun-
gen, Einrichtungen und Produkten,

5. Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschbörsen,

6. Ratgeberrubriken ohne journalistisch-redaktio-
nellen Bezug zum Jugendangebot,

7. Business-Networks,

8. Telekommunikationsdienste im Sinne von § 3 
Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes,

9. Wetten im Sinne von § 762 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches,

10. Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrneh-
mung des eigenen Angebots erforderlich,

11. Routenplaner,

12. Verlinkungen ohne redaktionelle Prüfung und 
Verlinkungen, die unmittelbar zu Kaufaufforde-
rungen führen,

13. Musikdownload von kommerziellen Fremdpro-
duktionen, soweit es sich um ein zeitlich unbe-
fristetes nicht-aktionsbezogenes Angebot zum 
Download von Musiktiteln handelt,

14. Spieleangebote ohne journalistisch-redaktionel-
len Bezug zum Jugendangebot,

15. Fotodownload ohne journalistisch-redaktionellen 
Bezug zum Jugendangebot,

16. Veranstaltungskalender ohne journalistisch-re-
daktionellen Bezug zum Jugendangebot,

17. Foren und Chats ohne redaktionelle Begleitung. 
Im Übrigen dürfen Foren und Chats nicht inhalt-
lich auf Angebote ausgerichtet sein, die nach den 
Nummern 1 bis 16 unzulässig sind.“

Artikel 2

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

In § 30 Abs. 3 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Siebzehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 18. Juni 2015, werden 
die Sätze 4 und 5 gestrichen.

Artikel 3

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In § 30 Abs. 3 des Deutschlandradio-Staatsvertrages 
vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den Fünfzehn-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 15. bis 21. De-
zember 2010, werden die Sätze 4 und 5 gestrichen.

Artikel 4

Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 15. bis 
21. Dezember 2010 wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es werden folgende neue Nummern 3 und 4 ein-
gefügt:

„3. Raumeinheiten mit vollstationärer Pflege in 
Alten- und Pflegewohnheimen, die durch 
Versorgungsvertrag nach § 72 des Elften 
Buches des Sozialgesetzbuches zur vollsta-
tionären Pflege zugelassen sind,

4. Raumeinheiten in Wohneinrichtungen, die 
Leistungen im Sinne des § 75 Abs. 3 Satz 1 
des Zwölften Buches des Sozialgesetz-
buches für Menschen mit Behinderungen 
erbringen und hierzu mit dem Träger der 
Sozialhilfe eine Vereinbarung geschlossen 
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haben,“.

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die neu-
en Nummern 5 bis 7 und in der neuen Nummer 5 
werden nach dem Wort „Krankenhäusern“ die 
Wörter „und Hospizen“ eingefügt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird der Satzteil „soweit nicht 
Zuschläge nach dessen § 24 gewährt wer-
den, die die Höhe des Rundfunkbeitrags 
übersteigen,“ gestrichen.

bb) Nummer 5 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Buchstabe b wird die Verweisung 
auf „§§ 99, 100 Nr. 3“ durch die Ver-
weisung auf „§§ 114, 115 Nr. 2“ er-
setzt und die Wörter „Vierten Kapi-
tel, Fünfter Abschnitt“ werden durch 
die Wörter „Dritten Kapitel, Dritter 
Abschnitt, Dritter Unterabschnitt“ 
ersetzt.

bbb)  In Buchstabe c wird die Verweisung 
auf „§§ 104 ff.“ durch die Verwei-
sung auf „§§ 122 ff.“ ersetzt.

cc) In Nummer 10 werden nach dem Wort „So-
zialgesetzbuches“ die Wörter „oder nach 
§ 27d des Bundesversorgungsgesetzes“ 
eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 3 werden jeweils die 
Wörter „vom Hundert“ gestrichen.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

bb) Es wird folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3. auf Kinder des Antragstellers und der 
unter den Nummern 1 und 2 genann-
ten Personen bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres und“.

cc) Die bisherige Nummer 3 wird die neue Num-
mer 4 und der Satzteil „die bei der Gewäh-
rung einer Sozialleistung nach Absatz 1 als 
Teil einer Einsatzgemeinschaft im Sinne des 
§ 19 des Zwölften Buches des Sozialgesetz-
buches“ wird durch den Satzteil „deren Ein-
kommen und Vermögen bei der Gewährung 
einer Sozialleistung nach Absatz 1“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Die Dauer der Befreiung oder Ermäßi-
gung richtet sich nach dem Gültigkeitszeitraum 
des Nachweises nach Absatz 7 Satz 2. Sie be-
ginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der 
Gültigkeitszeitraum beginnt, frühestens jedoch 
drei Jahre vor dem Ersten des Monats, in dem 
die Befreiung oder Ermäßigung beantragt wird. 
War der Antragsteller aus demselben Befreiungs-
grund nach Absatz 1 über einen zusammenhän-
genden Zeitraum von mindestens zwei Jahren 
von der Beitragspflicht befreit, so wird bei einem 
unmittelbar anschließenden, auf denselben Be-
freiungsgrund gestützten Folgeantrag vermutet, 
dass die Befreiungsvoraussetzungen über die 
Gültigkeitsdauer des diesem Antrag zugrunde 
liegenden Nachweises nach Absatz 7 Satz 2 hin-
aus für ein weiteres Jahr vorliegen. Ist der Nach-
weis nach Absatz 7 Satz 2 unbefristet, so kann 
die Befreiung auf drei Jahre befristet werden, 
wenn eine Änderung der Umstände möglich ist, 
die dem Tatbestand zugrunde liegen.“

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Die Befreiung endet auch dann, wenn die 
nach Absatz 4 Satz 3 vermuteten Befrei-
ungsvoraussetzungen nicht oder nicht mehr 
vorliegen oder wenn die Voraussetzungen 
für die Befreiung nach Absatz 6 Satz 2 ent-
fallen.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird der neue Satz 3.

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„In den Fällen von Satz 1 gilt Absatz 4 ent-
sprechend.“

bb) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt:

„In den Fällen von Satz 2 beginnt die Be-
freiung mit dem Ersten des Monats, in dem 
der ablehnende Bescheid ergangen ist, frü-
hestens jedoch drei Jahre vor dem Ersten 
des Monats, in dem die Befreiung beantragt 
wird; die Befreiung wird für die Dauer eines 
Jahres gewährt.“

g) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Voraussetzungen für die Befreiung 
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oder Ermäßigung sind durch die entspre-
chende Bestätigung der Behörde oder des 
Leistungsträgers in Kopie oder durch den 
entsprechenden Bescheid in Kopie nach-
zuweisen; auf Verlangen ist die Bestätigung 
der Behörde oder des Leistungsträgers im 
Original oder der Bescheid im Original oder 
in beglaubigter Kopie vorzulegen.“

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„Im Falle des Absatzes 1 Nr. 10 1. Alternati-
ve genügt eine ärztliche Bescheinigung.“

cc) Der bisherige Satz 3 wird der neue Satz 4.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Rundfunkbeitrag“ 
durch die Wörter „Drittel des Rundfunkbei-
trags“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Abgegolten ist damit auch die Beitrags-
pflicht für auf die Einrichtung oder deren 
Rechtsträger zugelassene Kraftfahrzeuge, 
wenn sie ausschließlich für Zwecke der Ein-
richtung genutzt werden.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „länger als“ 
durch das Wort „mindestens“ ersetzt.

4. In § 6 Abs. 4 werden die neuen Sätze 2 bis 7 ange-
fügt:

„Die Berechnung der Beschäftigtenanzahl erfolgt 
ohne Differenzierung zwischen Voll- und Teilzeit-
beschäftigten, es sei denn, der Betriebsstätten-
inhaber teilt gegenüber der zuständigen Landes-
rundfunkanstalt schriftlich mit, eine Berechnung 
unter Berücksichtigung der vorhandenen Teilzeit-
beschäftigten zu wählen. In diesem Fall werden 
Teilzeitbeschäftigte mit einer regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stun-
den mit 0,5, von nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 
und von mehr als 30 Stunden mit 1,0 veranschlagt. 
Ergibt sich im Jahresdurchschnitt eine Beschäftig-
tenzahl mit Dezimalstellen, so ist abzurunden. Die 
Mitteilung der gewählten Berechnungsmethode hat 
bei der Anzeige nach § 8 Abs. 1 Satz 1, im Üb-
rigen zusammen mit der Mitteilung der Beschäf-
tigtenanzahl nach § 8 Abs. 1 Satz 2 zu erfolgen. 
Die Berechnungsmethode kann nur einmal jährlich 
innerhalb der Frist und mit der Wirkung des § 8 
Abs. 1 Satz 2 geändert werden. Eine Kombination 
der Berechnungsmethoden innerhalb des jeweils 

vorangegangenen Kalenderjahres nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 ist unzulässig.“

5. In § 9 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird die Verweisung 
auf „§ 11 Abs. 5“ durch die Verweisung auf „§ 11 
Abs. 6“ ersetzt.

6. § 10 Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Ersuchen um Vollstreckungshilfe gegen Beitrags-
schuldner, deren Wohnsitz oder Sitz in anderen 
Ländern liegt, können von der nach Absatz 5 zustän-
digen Landesrundfunkanstalt oder von der Landes-
rundfunkanstalt, in deren Bereich sich die Wohnung, 
die Betriebsstätte oder der Sitz des Beitragsschuld-
ners befindet, unmittelbar an die dort zuständige Voll-
streckungsbehörde gerichtet werden.“

7. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „im Wege des 
Ersuchens“ gestrichen.

bb) Es werden folgende neue Sätze 2 bis 4 ein-
gefügt:

„Öffentliche Stellen im Sinne von Satz 1 
sind solche, die zur Übermittlung der Da-
ten einzelner Inhaber von Wohnungen oder 
Betriebsstätten befugt sind. Dies sind ins-
besondere Meldebehörden, Handelsregis-
ter, Gewerberegister und Grundbuchämter. 
Nichtöffentliche Stellen im Sinne von Satz 1 
sind Unternehmen des Adresshandels und 
der Adressverifizierung.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird der neue Satz 5 
und wie folgt geändert:

aaa)  Das Wort „dafür“ wird durch die 
Wörter „für die Erhebung der Daten 
nach Satz 1“ ersetzt.

bbb)  Es wird folgende neue Nummer 1 
eingefügt:

„1.  eine vorherige Datenerhebung 
unmittelbar beim Betroffenen 
erfolglos war oder nicht möglich 
ist,“.

ccc)  Die bisherigen Nummern 1 und 
2 werden die neuen Nummern 2 
und 3.

dd) Die bisherigen Sätze 3 bis 6 werden die neu-
en Sätze 6 bis 9.
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ee) Im neuen Satz 8 werden die Wörter „den 
Meldegesetzen oder“ durch die Wörter „dem 
Bundesmeldegesetz oder den“ ersetzt.

ff) Im neuen Satz 9 werden nach dem Wort 
„Auskunftssperre“ die Wörter „gemäß § 51 
des Bundesmeldegesetzes“ eingefügt.

b) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:

„(5) Im nicht privaten Bereich darf die zu-
ständige Landesrundfunkanstalt Telefonnum-
mern und E-Mail-Adressen bei den in Absatz 4 
Satz 1 genannten Stellen und aus öffentlich zu-
gänglichen Quellen ohne Kenntnis des Betroffe-
nen erheben, verarbeiten und nutzen, um Grund 
und Höhe der Beitragspflicht festzustellen.“

c) Der bisherige Absatz 5 wird der neue Absatz 6 
und in Satz 1 wird die Verweisung „in Absatz 4“ 
durch die Verweisung „in den Absätzen 4 und 5“ 
ersetzt.

d) Es wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

„(7) Auf das datenschutzrechtliche Aus-
kunftsersuchen eines Beitragsschuldners hat 
die zuständige Landesrundfunkanstalt dem Bei-
tragsschuldner die Stelle mitzuteilen, die ihr die 
jeweiligen Daten des Beitragsschuldners über-
mittelt hat.“

8. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 9 Satz 5 wird die Verweisung auf „§ 11 
Abs. 5 Satz 2 und 3“ durch die Verweisung auf 
„§ 11 Abs. 6 Satz 2 und 3“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 9a eingefügt:

„(9a) Zur Sicherstellung der Aktualität des 
Datenbestandes wird zum 1. Januar 2018 ein 
weiterer Abgleich entsprechend Absatz 9 durch-
geführt. Die Meldebehörden übermitteln die Da-
ten bis längstens 31. Dezember 2018. Im Übri-
gen gelten Absatz 9 Satz 1 bis 4 und § 11 Abs. 6 
Satz 2 und 3 entsprechend. Der Abgleich wird 
nach seiner Durchführung evaluiert. Die Landes-
rundfunkanstalten stellen den Ländern hierfür 
die erforderlichen Informationen zur Verfügung.“

c) In Absatz 10 wird das Datum „31. Dezember 
2014“ durch das Datum „31. Dezember 2020“ 
ersetzt und nach dem Wort „ankaufen“ wird der 
Satzteil „und von ihrem Recht auf Auskunft nach 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 keinen Gebrauch ma-
chen“ eingefügt.

9. In § 15 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember 2014“ 

durch das Datum „31. Dezember 2020“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis 
27. September 2002, zuletzt geändert durch den Drei-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 30. Okto-
ber bis 20. November 2009, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:

„§ 19a  Zuständigkeit und Verfahren der Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkont-
rolle“.

b) Es wird folgender neuer § 19b eingefügt:

„§ 19b   Aufsicht über Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle“.

c) § 25 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 25  Übergangsbestimmung“.

d) § 28 wird gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „elektronische 
Informations- und Kommunikationsmedien 
(Rundfunk und Telemedien)“ durch die Wörter 
„Rundfunk und Telemedien im Sinne des Rund-
funkstaatsvertrages“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Im bisherigen Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort 
„Rundfunksendungen“ durch das Wort „Sendun-
gen“ ersetzt.

4. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird die Verweisung „und § 7 
Abs. 1“ gestrichen und es werden die Wörter 
„oder den öffentlichen Frieden in einer die 
Würde der Opfer verletzenden Weise da-
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durch stören, dass die nationalsozialistische 
Gewalt- und Willkürherrschaft gebilligt, ver-
herrlicht oder gerechtfertigt wird,“ angefügt.

bb) Nummer 10 wird wie folgt neu gefasst:

„10. kinderpornografisch im Sinne des 
§ 184b Abs. 1 des Strafgesetzbuches 
oder jugendpornografisch im Sinne 
des § 184c Abs. 1 des Strafgesetzbu-
ches sind oder pornografisch sind und 
Gewalttätigkeiten oder sexuelle Hand-
lungen von Menschen mit Tieren zum 
Gegenstand haben; dies gilt auch bei 
virtuellen Darstellungen, oder“.

b) In Satz 2 wird die Verweisung auf „§ 131 Abs. 3 
des Strafgesetzbuches“ durch die Verweisung 
auf „§ 131 Abs. 2 des Strafgesetzbuches“ er-
setzt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 ange-
fügt:

„Die Altersstufen sind:

1. ab 6 Jahren,

2. ab 12 Jahren,

3. ab 16 Jahren,

4. ab 18 Jahren.“

b) In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 3 bis 5 
angefügt:

„Die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) 
bestätigt auf Antrag die Altersbewertungen, die 
durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle vorgenommen wurden. Für 
die Prüfung durch die KJM gilt § 20 Abs. 3 Satz 1 
und Abs. 5 Satz 2 entsprechend. Von der KJM 
bestätigte Altersbewertungen von anerkannten 
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle 
sind von den obersten Landesjugendbehörden 
für die Freigabe und Kennzeichnung inhaltsglei-
cher oder im Wesentlichen inhaltsgleicher Ange-
bote nach dem Jugendschutzgesetz zu überneh-
men.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „er-
schwert“ ein Komma sowie die Wörter „oder 
das Angebot mit einer Alterskennzeichnung 
versieht, die von geeigneten Jugendschutz-

programmen nach § 11 Abs. 1 und 2 ausge-
lesen werden kann,“ eingefügt.

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

‚Nicht entwicklungsbeeinträchtigende Ange-
bote können als „ohne Altersbeschränkung“ 
gekennzeichnet und ohne Einschränkungen 
verbreitet werden.‘

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „zu befürchten“ 
durch das Wort „anzunehmen“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird der Satzteil „Bei Filmen, die 
nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutzgeset-
zes unter 12 Jahren nicht freigegeben sind“ 
durch den Satzteil „Ist eine entwicklungsbe-
einträchtigende Wirkung im Sinne von Ab-
satz 1 auf Kinder unter zwölf Jahren anzu-
nehmen“ ersetzt.

e) In Absatz 5 werden die Wörter „zu befürchten“ 
durch die Wörter „unter 14 Jahren anzunehmen“ 
ersetzt.

f) In Absatz 6 werden die Wörter „soweit ein be-
rechtigtes Interesse gerade“ durch die Wörter 
„es sei denn, es besteht kein berechtigtes Inter-
esse“ ersetzt und es wird das Wort „vorliegt“ ge-
strichen.

g) Es wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

„(7) Bei Angeboten, die Inhalte periodischer 
Druckerzeugnisse in Text und Bild wiederge-
ben, gelten die Beschränkungen des Absatzes 1 
Satz 1 erst dann, wenn die KJM gegenüber dem 
Anbieter festgestellt hat, dass das Angebot ent-
wicklungsbeeinträchtigend ist.“

6. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird das Wort „Minderjährige“ durch 
die Wörter „Kinder oder Jugendliche“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch das Wort 
„oder“ ersetzt.

c) In Nummer 4 wird das Wort „Minderjährige“ 
durch das Wort „Jugendliche“ ersetzt.

7. In § 7 Abs. 1 werden folgende neue Sätze 3 und 4 
angefügt:

„Der Anbieter hat wesentliche Informationen über 
den Jugendschutzbeauftragten leicht erkennbar, un-
mittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten. 
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Sie müssen insbesondere Namen und Daten enthal-
ten, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnah-
me ermöglichen.“

8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Kommission für 
Jugendmedienschutz (KJM)“ durch die Angabe 
„KJM“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Hat eine anerkannte Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle eine Richtlinie nach 
Absatz 1 in den rechtlichen Grenzen des Beur-
teilungsspielraums erlassen, ist diese vorrangig 
anzuwenden.“

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 5 Abs. 2“ 
durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 2 Satz 1 
und 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl „15“ durch das Wort 
„zehn“ ersetzt.

cc) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt:

„§ 8 Abs. 3 gilt entsprechend.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Komma nach dem 
Wort „erfüllt“ und der Halbsatz „indem er diese 
Sendungen nur mit einer allein für diese ver-
wandten Technik verschlüsselt oder vorsperrt“ 
gestrichen.

10. § 10 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Werden Sendungen außerhalb der für sie 
geltenden Sendezeitbeschränkung angekündigt, 
dürfen die Inhalte der Programmankündigung nicht 
entwicklungsbeeinträchtigend sein.“

11. § 11 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 11

Jugendschutzprogramme

(1) Jugendschutzprogramme sind Softwarepro-
gramme, die Alterskennzeichnungen nach § 5 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 auslesen und Angebote erkennen, die 
geeignet sind, die Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen zu beeinträchtigen. Sie müssen zur Beur-
teilung ihrer Eignung einer anerkannten Einrichtung 
der freiwilligen Selbstkontrolle vorgelegt werden. 

Sie sind geeignet, wenn sie einen nach Altersstufen 
differenzierten Zugang zu Telemedien ermöglichen 
und eine dem Stand der Technik entsprechende 
Erkennungsleistung aufweisen. Zudem müssen sie 
benutzerfreundlich ausgestaltet und nutzerautonom 
verwendbar sein.

(2) Zur Beurteilung der Eignung können auch 
solche Programme vorgelegt werden, die lediglich 
auf einzelne Altersstufen ausgelegt sind oder den 
Zugang zu Telemedien innerhalb geschlossener Sys-
teme ermöglichen.

(3) Die KJM kann die Kriterien für die Eignungs-
anforderungen nach den Absätzen 1 und 2 im Beneh-
men mit den anerkannten Einrichtungen der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle durch Richtlinien festlegen.

(4) Hat eine anerkannte Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle ein Jugendschutzprogramm als 
nach Absatz 1 oder 2 geeignet beurteilt, hat sie die 
Beurteilung mindestens alle drei Jahre zu überprü-
fen. Sie hat auf die Behebung von Fehlfunktionen 
hinzuwirken. Die Beurteilungen nach den Absätzen 1 
und 2 und die Ergebnisse ihrer Überprüfung nach 
Satz 1 sind unverzüglich in geeigneter Form zu ver-
öffentlichen.

(5) Wer gewerbsmäßig oder in großem Umfang 
Telemedien verbreitet oder zugänglich macht, soll 
auch die für Kinder oder Jugendliche unbedenklichen 
Angebote für ein geeignetes Jugendschutzprogramm 
nach den Absätzen 1 und 2 programmieren, soweit 
dies zumutbar und ohne unverhältnismäßige Kosten 
möglich ist.

(6) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle können im Benehmen mit der 
KJM zur Förderung des technischen Jugendschutzes 
Modellversuche durchführen und Verfahren verein-
baren. Gleiches gilt für Altersklassifizierungssyste-
me, die von anerkannten Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle zur Verfügung gestellt werden.“

12. § 12 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 12

Kennzeichnungspflicht

Anbieter von Telemedien, die ganz oder im We-
sentlichen inhaltsgleich mit Filmen oder Spielen auf 
Bildträgern im Sinne des Jugendschutzgesetzes sind, 
müssen auf eine Kennzeichnung nach dem Jugend-
schutzgesetz in ihrem Angebot deutlich hinweisen. 
Für Fassungen von Filmen und Spielen in Teleme-
dien, die wie solche auf Trägermedien vorlagefähig 
sind, kann das Kennzeichnungsverfahren nach dem 
Jugendschutzgesetz durchgeführt werden.“
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13. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 6 eingefügt:

„(6) Die Entscheidung über die Bestätigung 
der Altersbewertungen nach § 5 Abs. 2 Satz 3 
ist innerhalb von 14 Tagen zu treffen und dem 
Antragsteller mitzuteilen. Für das Bestätigungs-
verfahren kann ein Einzelprüfer bestellt wer-
den.“

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden die neu-
en Absätze 7 und 8.

14. In § 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „das 
Benehmen mit den“ die Wörter „nach § 19 anerkann-
ten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, 
den“ eingefügt.

15. § 16 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Sie ist unbeschadet der Befugnisse von anerkann-
ten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle 
nach diesem Staatsvertrag im Rahmen des Satzes 1 
insbesondere zuständig für

1. die Überwachung der Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages,

2. die Anerkennung von Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle und die Rücknahme oder 
den Widerruf der Anerkennung,

3. die Bestätigung der Altersbewertungen nach § 5 
Abs. 2 Satz 3,

4. die Festlegung der Sendezeit nach § 8,

5. die Festlegung der Ausnahmen nach § 9,

6. die Prüfung und Genehmigung einer Verschlüs-
selungs- und Vorsperrtechnik,

7. die Aufsicht über Entscheidungen der Einrichtun-
gen der Freiwilligen Selbstkontrolle nach § 19b 
Abs. 1 und 2,

8. die Stellungnahme zu Indizierungsanträgen bei 
der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Me-
dien und für Anträge bei der Bundesprüfstelle auf 
Indizierung und

9. die Entscheidung über Ordnungswidrigkeiten 
nach diesem Staatsvertrag.“

16. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Wör-
ter „auf Antrag einer Landesmedienanstalt oder 

einer obersten Landesjugendbehörde“ durch die 
Wörter „leitet ihr eine Landesmedienanstalt oder 
eine oberste Landesjugendbehörde einen Prüf-
fall zu,“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „Bundes-
prüfstelle für jugendgefährdende Medien“ die 
Wörter „und den obersten Landesjugendbehör-
den“ eingefügt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „erstmalig zwei 
Jahre nach ihrer Konstituierung und danach“ ge-
strichen.

17. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „bis zum 
31. Dezember 2012“ gestrichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

‚(4) Bei möglichen Verstößen gegen Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages weist „ju-
gendschutz.net“ den Anbieter hierauf hin und 
informiert die KJM. Bei möglichen Verstößen von 
Mitgliedern einer anerkannten Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle ergeht der Hinweis 
zunächst an diese Einrichtung. Die anerkannten 
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle 
haben innerhalb einer Woche ein Verfahren ein-
zuleiten und dies „jugendschutz.net“ mitzuteilen. 
Bei Untätigkeit der anerkannten Einrichtungen 
der Freiwilligen Selbstkontrolle informiert „ju-
gendschutz.net“ die KJM.‘

18. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die neu-
en Absätze 2 und 3 und im neuen Absatz 3 wer-
den die Sätze 5 und 6 gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 5 wird der neue Absatz 4 
und wie folgt neu gefasst:

„(4) Die KJM kann die Anerkennung ganz 
oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestim-
mungen versehen, wenn Voraussetzungen für 
die Anerkennung nachträglich entfallen sind oder 
die Spruchpraxis der Einrichtung nicht mit den 
Bestimmungen dieses Staatsvertrages über-
einstimmt. Eine Entschädigung für Vermögens-
nachteile durch den Widerruf der Anerkennung 
wird nicht gewährt.“

d) Der bisherige Absatz 6 wird der neue Absatz 5.

19. Es werden folgende neue §§ 19a und b eingefügt:
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„§ 19a

Zuständigkeit und Verfahren der  
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle

(1) Anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen 
Selbstkontrolle überprüfen im Rahmen ihres sat-
zungsgemäßen Aufgabenbereichs die Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Staatsvertrages sowie der 
hierzu erlassenen Satzungen und Richtlinien bei ih-
nen angeschlossenen Anbietern. Sie sind verpflich-
tet, gemäß ihrer Verfahrensordnung nach § 19 Abs. 2 
Nr. 4 Beschwerden über die ihr angeschlossenen An-
bieter unverzüglich nachzugehen.

(2) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle beurteilen die Eignung der Ju-
gendschutzprogramme nach § 11 Abs. 1 und 2 und 
überprüfen ihre Eignung nach § 11 Abs. 4. Zuständig 
ist die anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbst-
kontrolle, bei der das Jugendschutzprogramm zur 
Beurteilung eingereicht wurde. Die anerkannte Ein-
richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle teilt der KJM 
die Entscheidung und ihre Begründung schriftlich mit.

§ 19b

Aufsicht über Einrichtungen  
der Freiwilligen Selbstkontrolle

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt kann 
durch die KJM Entscheidungen einer anerkannten 
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle, die die 
Grenzen des Beurteilungsspielraums überschrei-
ten, beanstanden und ihre Aufhebung verlangen. 
Kommt eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle ihren Aufgaben und Pflichten nach 
diesem Staatsvertrag nicht nach, kann die zuständi-
ge Landesmedienanstalt durch die KJM verlangen, 
dass sie diese erfüllen. Eine Entschädigung für hier-
durch entstehende Vermögensnachteile wird nicht 
gewährt.

(2) Hat eine anerkannte Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle ein Jugendschutzprogramm 
nach § 11 Abs. 1 und 2 als geeignet beurteilt und 
dabei die rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums überschritten, kann die zuständige Landesme-
dienanstalt durch die KJM innerhalb von drei Mona-
ten nach Entscheidung der anerkannten Einrichtung 
der Freiwilligen Selbstkontrolle diese Beurteilung für 
unwirksam erklären oder dem Anbieter des Jugend-
schutzprogramms gegenüber Auflagen erteilen. Ab-
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Zuständig ist die Landesmedienanstalt des 
Landes, in dem die anerkannte Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle ihren Sitz hat.“

20. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Tritt die KJM an einen Rundfunkver-
anstalter mit dem Vorwurf heran, er habe ge-
gen Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
verstoßen, und weist der Veranstalter nach, 
dass die Sendung vor ihrer Ausstrahlung ei-
ner anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsvertra-
ges vorgelegen hat und deren Vorgaben be-
achtet wurden, so sind Maßnahmen durch die 
KJM nur dann zulässig, wenn die Entscheidung  
oder die Unterlassung einer Entscheidung der 
anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbst-
kontrolle die rechtlichen Grenzen des Beurtei-
lungsspielraums überschritten hat. Die KJM teilt 
der anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle ihre Entscheidung nebst Be-
gründung mit. Wird einem Anbieter einer nicht-
vorlagefähigen Sendung ein Verstoß gegen den 
Jugendschutz vorgeworfen, ist vor Maßnahmen 
durch die KJM die anerkannte Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle, der der Rundfunk-
veranstalter angeschlossen ist, zu befassen; 
Satz 1 gilt entsprechend. Für Entscheidungen 
nach den §§ 8 und 9 gilt Satz 1 entsprechend. 
Dieser Absatz gilt nicht bei Verstößen gegen § 4 
Abs. 1.“

b) In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

„Bei Verstößen gegen § 4 haben Widerspruch 
und Anfechtungsklage des Anbieters von Tele-
medien keine aufschiebende Wirkung.“

c) Absatz 7 wird wie folgt neu gefasst:

‚(7) Treten die KJM, eine Landesmedienan-
stalt oder „jugendschutz.net“ an einen Anbieter 
mit dem Vorwurf heran, er habe gegen Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages verstoßen, so 
weisen sie ihn auf die Möglichkeit einer Mitglied-
schaft in einer anerkannten Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle und die damit verbunde-
nen Rechtsfolgen hin.‘

21. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Buchstabe d wird die Verwei-
sung auf „§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
4“ durch die Verweisung auf „§ 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 1. Alternative“ 
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ersetzt und die Verweisung „oder 
§ 7 Abs. 1“ gestrichen.

bbb)  Es wird folgender neuer Buchstabe 
e eingefügt:

„e) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
2. Alternative den öffentlichen 
Frieden in einer die Würde 
der Opfer verletzenden Wei-
se dadurch stören, dass die 
nationalsozialistische Gewalt- 
und Willkürherrschaft gebilligt, 
verherrlicht oder gerechtfertigt 
wird,“.

ccc)   Die bisherigen Buchstaben e bis i 
werden die neuen Buchstaben f 
bis j.

ddd)  Der bisherige Buchstabe j wird zum 
neuen Buchstaben k und nach der 
Verweisung auf „§ 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 10“ werden die Wörter „kin-
derpornografisch im Sinne des 
§ 184b Abs. 1 des Strafgesetzbu-
ches oder jugendpornografisch im 
Sinne des § 184c Abs. 1 des Straf-
gesetzbuches oder“ eingefügt.

eee)  Der bisherige Buchstabe k wird zum 
neuen Buchstaben l.

bb) In Nummer 4 werden nach dem Wort „wahr-
nehmen,“ die Wörter „es sei denn, er kenn-
zeichnet fahrlässig entgegen § 5 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 sein Angebot mit einer zu niedri-
gen Altersstufe,“ angefügt.

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Verweisung auf „§ 19 
Abs. 4“ durch die Verweisung auf „§ 19 Abs. 3“ 
ersetzt.

22. § 25 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 25

Übergangsbestimmung

Anerkannte Jugendschutzprogramme nach § 11 
Abs. 2 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
vom 10. bis 27. September 2002, in der Fassung des 
Dreizehnten Staatsvertrages zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge, bleiben vom Inkrafttreten 
dieses Staatsvertrages bis zum Ablauf des 30. Sep-
tember 2018 unberührt.“

23. § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen 
und die bisherigen Sätze 5 bis 7 werden zu den 
neuen Sätzen 3 bis 5.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

24. § 27 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 27

Notifizierung

Änderungen dieses Staatsvertrages unterlie-
gen der Notifizierungspflicht gemäß der Richtlinie 
2015/1535 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 9. September 2015 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschrif-
ten und der Vorschriften für die Dienste der Informa-
tionsgesellschaft.“

25. § 28 wird gestrichen.

Artikel 6

Übergangsbestimmung, Kündigung,  
Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 5 ge-
änderten Staatsverträge ist die dort vorgesehene Kündi-
gungsvorschrift maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ausnahme von Arti-
kel 4 am 1. Oktober 2016 in Kraft. Artikel 4 tritt zum 1. Ja-
nuar 2017 in Kraft. Sind bis zum 30. September 2016 
nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinter-
legt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, 
des Deutschlandradio-Staatsvertrages, des Rundfunk-
beitragsstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Arti-
keln 1 bis 5 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Winfried  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Horst  S e e h o f e r
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Für das Land Berlin:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Michael  M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Dietmar  W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 7. Dezember 2015 

Carsten  S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Olaf  S c h o l z

Für das Land Hessen:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Volker  B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Erwin  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Stephan  W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Hannelore  K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Malu  D r e y e r

Für das Saarland:
Saarbrücken, den 3. Dezember 2015 

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 3. Dezember 2015 

Stanislaw  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Dr. Reiner  H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Torsten  A l b i g

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 3. Dezember 2015 

Bodo  R a m e l o w

Protokollerklärung aller Länder  
zu § 11e Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertrages

1. Die Länder erkennen die Fortschritte hinsichtlich 
ausgewogener Vertragsbedingungen zwischen dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk und den Film- und 
Fernsehproduktionsunternehmen sowie den Urhe-
bern und Urheberinnen und Leistungsschutzberech-
tigten an, die in den letzten Jahren durch Vereinba-
rungen der Partner erreicht wurden. Sie gehen davon 
aus, dass dieser Prozess fortgesetzt und in diesem 
Rahmen unter anderem die Verwertungsrechte an-
gesichts der erweiterten Verbreitungsmöglichkeiten 
angemessen zwischen den Vertragspartnern aufge-
teilt und angemessene Lizenzvergütungen vereinbart 
werden.

2. Die Länder erwarten von ARD, ZDF und Deutsch-
landradio, dass sie die von ihnen bei der KEF ange-
meldeten und von der KEF anerkannten Mittel für die 
Kategorie Programmaufwand auch für diesen Zweck 
einsetzen, wobei auch gesellschaftsrechtlich von den 
Anstalten unabhängige Produzenten angemessen 
berücksichtigt werden sollen. Sie gehen davon aus, 
dass die zuständigen Gremien der Rundfunkanstal-
ten, die Mittelplanung und -verwendung insoweit be-
sonders beobachten. 

Protokollerklärung aller Länder zur Änderung  
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

In Erkenntnis dessen, dass ein wirksamer Jugend-
medienschutz allein auf gesetzlichem und technischem 
Wege nicht erreichbar ist, sehen die Länder die Stärkung 
von Medienkompetenz als eine wichtige Aufgabe an. In 
Verfolgung dieses Zwecks unterstützen sie auch wei-
terhin Lehrende, Eltern und andere Menschen in Erzie-
hungsverantwortung, Kindern und Jugendlichen Medien-
bildung zu vermitteln.
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Auf Grund des Art. 51 Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS  2230-1-1-K), 
das zuletzt durch Art. 9a Abs. 18 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Die Zulassungsverordnung (ZLV) vom 17. Novem-
ber 2008 (GVBl. S. 902, BayRS 2230-3-1-1-K), die zu-
letzt durch § 1 Nr. 240 der Verordnung vom 22. Juli 2014 
(GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  Im Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort 
„Druckerzeugnisse“ durch das Wort 
„Erzeugnisse“ ersetzt. 

bbb)   In Nr. 4 wird nach dem Wort „zwin-
gende“ das Wort „organisatorische,“ 
eingefügt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch folgenden 
Satz 2 ersetzt: 

„2Sie können als Druckerzeugnisse (ge-
druckte Schulbücher) oder digitale Medien 
(digitale Schulbücher) zugelassen werden.“

b) Die Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„(2) Als Schulbücher gelten darüber hinaus 
Erzeugnisse, die von den Voraussetzungen des 
Abs. 1 dadurch abweichen, dass sie eine be-
sondere Auswahl, Zusammenstellung oder Auf-
teilung von Texten verschiedener Art oder von 
bildlichen oder zahlenmäßigen Darstellungen 
enthalten, z.B. Bibeln, Lesebücher, Gesangbü-
cher, Atlanten oder Formelsammlungen.

(3) Schulbücher sind zudem Erzeugnisse, 
die die allgemeinen Grundlagen und zentralen 
Intentionen der Seminare in der Oberstufe des 
Gymnasiums beinhalten.“

c) Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) 1Gedruckte Schulbücher müssen nach 
ihrer äußeren Beschaffenheit für einen mehr-
jährigen Gebrauch geeignet sein. 2Sie dürfen 
keinen Raum für Eintragungen durch die Schüle-
rinnen und Schüler vorsehen. 3Digitale Schulbü-
cher müssen so beschaffen sein, dass ihr Inhalt 
durch den Nutzer nicht verändert werden kann.“ 

2. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2

Arbeitshefte und Arbeitsblätter

Arbeitshefte und Arbeitsblätter sind von Verla-
gen hergestellte gedruckte oder digitale Erzeugnisse, 
welche den Zweck haben, den in den Schulbüchern 
zu behandelnden Stoff aufzubereiten, zu wiederho-
len und zu vertiefen.“

3. In § 3 Abs. 2 wird das Wort „achtjährigen“ gestrichen.
 
4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „begehrt“ durch 
das Wort „beantragt“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „ausschließlich“ 
durch die Wörter „bei gedruckten Lernmit-
teln“ ersetzt.

 
bb)  Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 an-

gefügt:

„3Bei digitalen Lernmitteln, die über das In-
ternet zugänglich sind, muss der Antrag die 
notwendigen Zugangsdaten enthalten. 4Bei 
anderen digitalen Lernmitteln sind zwei Da-
tenträger beizufügen.“

2230-3-1-1-K

Verordnung  
zur Änderung der  

Zulassungsverordnung

vom 11. März 2016
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5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Bei digitalen Lernmitteln sind das Datenträger.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der Home-
page des Staatsministeriums“ durch die Wörter 
„dessen Internetseite“ ersetzt.

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Derartige Lernmittel dürfen übergangsweise 
weiterverwendet werden, soweit sie noch dem 
geltenden Lehrplan bzw. den allgemeinen Inten-
tionen der Seminare entsprechen.“

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „bzw. Aktuali-
sierungen“ angefügt.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „zugelassener 
Lernmittel“ durch die Wörter „bzw. Aktuali-
sierungen zugelassener Lernmittel und in-
haltsgleiche digitale Fassungen bereits zu-
gelassener  gedruckter Lernmittel“ ersetzt.

bb)  In Satz 2 werden die Wörter „als Antrag auf 

Zulassung zu dem“ durch die Wörter „bei 
Neuauflagen und Aktualisierungen als An-
trag auf Zulassung für den“ ersetzt.

c) In Abs. 2 wird nach dem Wort „Neuauflage“ 
die Angabe „bzw. Aktualisierung“ eingefügt. 

8. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttre-
ten“ gestrichen.

b) Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestrichen.

c) Satz 2 wird aufgehoben. 

9. Der Anlage wird folgende Nr. 18 angefügt: 

„18. Die Zulassung eines Lernmittels zum Gebrauch 
an der Mittelschule für das Fach Deutsch als 
Zweitsprache gilt als Zulassung für die übrigen 
weiterführenden Schularten.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2016 in Kraft. 

München, den 11. März 2016

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister
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282-1-1-1-K

Verordnung  
zur Änderung der Verordnung  

zur Ausführung des Bayerischen Stiftungsgesetzes

Vom 18. März 2016

Auf Grund des Art. 28 des Bayerischen Stiftungs-
gesetzes (BayStG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. September 2008 (GVBl S. 834, BayRS 
 282-1-1-K), zuletzt geändert durch § 2 Nr. 46 des Geset-
zes vom 12. Mai 2015 (GVBl S. 82), erlassen die Bayeri-
schen Staatsministerien des Innern, für Bau und Verkehr 
und für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst fol-
gende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Stiftungsgesetzes (AVBayStG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Dezember 2001 (GVBl 2002 
S. 23, BayRS 282-1-1-1-K) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Genehmigung“ 
durch das Wort „Anerkennung“ ersetzt. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Dem Antrag auf Anerkennung einer 
Stiftung als rechtsfähig sind das Stiftungsge-
schäft mit der Stiftungssatzung und Nachweise 
oder Sicherheiten über die Bereitstellung des im 
Stiftungsgeschäft zugesicherten Vermögens bei-
zufügen. 2Die Anerkennungsbehörde kann die 
Vorlage weiterer Unterlagen verlangen, die für 
die Beurteilung der Anerkennungsfähigkeit der 
Stiftung erforderlich sind.“

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

„1Die Anerkennungsbehörde berät und un-
terstützt den Stifter im Verfahren zur Aner-
kennung.“

bb) Der bisherige Wortlaut wird Satz 2; die Wor-
te „Die Regierung“ werden durch das Wort 
„Sie“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 werden das Wort 
„Genehmigung“ durch das Wort „Anerkennung“ 
und die Worte „Art. 29 BayStG ist beim Staats-

ministerium für Unterricht und Kultus“ durch die 
Worte „Art. 21 des Bayerischen Stiftungsge-
setzes (BayStG) ist beim Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst“ er-
setzt.

e) In Abs. 4 werden die Worte „zu genehmigen“ 
durch das Wort „anzuerkennen“ ersetzt.

2. §§ 2 bis 4 erhalten folgende Fassung:

„§ 2

Anträge auf Genehmigung der Änderung  
oder Neufassung einer Stiftungssatzung

1Dem Antrag auf Genehmigung der Änderung 
oder Neufassung einer Stiftungssatzung sind eine 
Begründung, der Beschluss des zuständigen Stif-
tungsorgans sowie gegebenenfalls eine Äußerung 
des zuständigen Finanzamts beizufügen; die Äuße-
rung kann die für die Genehmigung zuständige Be-
hörde auch selbst einholen. 2§ 1 Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

§ 3

Anträge auf Genehmigungen  
nach Art. 19 BayStG

1Anträge auf Genehmigungen nach Art. 19 
BayStG sind unverzüglich nach Abschluss des ge-
nehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäfts zu stellen. 
2Das Rechtsgeschäft ist in Umfang und Auswirkung 
ausreichend darzulegen; der Beschluss des zustän-
digen Stiftungsorgans ist vorzulegen. 3Die Stiftungs-
aufsichtsbehörde kann die Vorlage weiterer Unter-
lagen verlangen, die für die Prüfung des Antrags 
erforderlich sind.

§ 4

Buchführung und Rechnungsprüfung

(1) 1Im Fall von Art. 16 Abs. 2 Satz 1 BayStG in 
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 Satz 4 BayStG hat die 
Stiftung vorzulegen:
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1. einen Rechnungsabschluss und eine Vermö-
gensübersicht (Jahresrechnung),

2. einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks,

3. die zur Überprüfung der Jahresrechnung und 
des Berichts über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks erforderlichen Buchführungsunterlagen, 
Belege und Nachweise,

4. den Beschluss des zuständigen Stiftungsorgans 
über die Feststellung der Jahresrechnung.

2Die Unterlagen müssen eine umfassende Prüfung 
ermöglichen. 3Die Stiftungsaufsichtsbehörde kann in 
begründeten Fällen auf die Vorlage einzelner Unter-
lagen nach Satz 1 Nr. 3 verzichten.

(2) Der Prüfungsbericht gemäß Art. 16 Abs. 3 
Satz 2 BayStG muss enthalten:

1. die Jahresrechnung,

2. einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks,

3. das Prüfungsergebnis und eine Bescheinigung 
mit der Feststellung, ob die Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung eingehalten wor-
den sind, das Grundstockvermögen ungeschmä-
lert erhalten worden ist und die Erträge und zum 
Verbrauch bestimmten Zuwendungen bestim-
mungsgemäß verwendet worden sind.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Wissenschaft, 
Forschung und Kunst im Einvernehmen mit 
den Staatsministerien des Innern und für 
Unterricht und Kultus“ durch die Worte „Bil-
dung und Kultus, Wissenschaft und Kunst im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr“ ersetzt.

bb) Satz 2 Spiegelstriche 1 bis 3 werden Satz 2 
Nrn. 1 bis 3.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mit-
glieder bis zur Berufung der neuen Mitglie-
der im Amt.“

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie 
folgt geändert:

aaa) Spiegelstrich 1 wird Nr. 1.

bbb)  Der bisherige Spiegelstrich 2 wird 
Nr. 2; die Worte „Wissenschaft, 
Forschung und Kunst im Einver-
nehmen mit den Staatsministerien 
des Innern und für Unterricht und 
Kultus“ werden durch die Worte 
„Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium des Innern, 
für Bau und Verkehr“ ersetzt.

cc) Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird für 
die Dauer der verbleibenden Amtszeit ein 
neues Mitglied berufen.“

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außer-Kraft-
Treten“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeichnung 
im bisherigen Abs. 1 entfällt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2016 in Kraft.

München, den 18. März 2016

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister
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34-6-I

Verordnung  
über den elektronischen Rechtsverkehr  

in der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(E-Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungsgerichte – ERVV VwG)1

vom 1. April 2016

Auf Grund des § 55a Abs. 1 Satz 1 und 5 der Ver-
waltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zu-
letzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2490) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Nr. 8 der Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Ja-
nuar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt 
durch Verordnung vom 13. Oktober 2015 (GVBl. S. 384) 
geändert worden ist, verordnet das Bayerische Staatsmi-
nisterium des Innern, für Bau und Verkehr: 

§ 1 

Zulassung der elektronischen Kommunikation

Beim Verwaltungsgerichtshof und beim Verwaltungs-
gericht München können ab dem 1. Mai 2016 in allen 
Verfahrensarten elektronische Dokumente eingereicht 
werden.

§ 2 

Art und Weise der Einreichung

(1) 1Zur Entgegennahme elektronischer Dokumente 
sind ausschließlich die elektronischen Poststellen der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit bestimmt. 2Die elektroni-
schen Poststellen sind über die auf der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit bezeichneten Kommuni-
kationswege erreichbar. 3Die Übermittlung erfolgt durch 
Übertragung des elektronischen Dokuments in die elekt-
ronische Poststelle des Gerichts.

(2) 1Das elektronische Dokument muss eines der fol-
genden Formate in einer für das Gericht bearbeitbaren 
Version aufweisen: 

1. ASCII (American Standard Code for Information In-
terchange) als reiner Text ohne Formatierungscodes 
und ohne Sonderzeichen, 

2. Unicode als reiner Text ohne Formatierungscodes 
und ohne Sonderzeichen,

3. RTF (Rich Text Format),

4. PDF (Portable Document Format),

5. XML (Extensible Markup Language),

6. TIFF (Tag Image File Format) oder

7. .doc- oder .docx-Dokumente, soweit keine aktiven 
Komponenten (z.B. Makros) verwendet werden. 

2Nähere Informationen, insbesondere zu den bearbeitba-
ren Versionen der zulässigen Dateiformate, werden ge-
mäß § 3 Nr. 2 bekannt gegeben. 

(3) 1Dokumente, die einem schriftlich einzureichen-
den Schriftstück gleichstehen, sind bei einer elektroni-
schen Einreichung mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes zu verse-
hen oder von der zu verantwortenden Person zu signie-
ren und auf einem gemäß § 3 Nr. 3 bekannt gegebenen, 
sicheren Übermittlungsweg einzureichen. 2Die qualifizier-
te elektronische Signatur und das ihr zugrunde liegende 
Zertifikat müssen für eine Überprüfung durch das adres-
sierte Gericht oder eine von ihm damit beauftragte andere 
Stelle geeignet sein. 3Die Eignungsvoraussetzungen wer-
den nach § 3 Nr. 1 bekannt gegeben. 4Als sichere Über-
mittlungswege im Sinne des Satzes 1 können bekannt 
gegeben werden

1. der Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kon-
tos, wenn der Absender bei Versand der Nachricht 
sicher im Sinn des De-Mail-Gesetzes angemeldet ist 
und er sich die sichere Anmeldung gemäß § 5 Abs. 5 
des De-Mail-Gesetzes bestätigen lässt,

2. der Übermittlungsweg zwischen dem besonderen 
elektronischen Anwaltspostfach nach § 31a der Bun-
desrechtsanwaltsordnung und der elektronischen 
Poststelle des Gerichts,

3. der Übermittlungsweg zwischen einem dem beson-
deren elektronischen Anwaltspostfach nach § 31a 
der Bundesrechtsanwaltsordnung entsprechenden, 
auf gesetzlicher Grundlage errichteten elektroni-

___________________
1 Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über 
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vor-
schriften und der Vorschriften für die Dienste der Informations-
gesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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schen Postfach und der elektronischen Poststelle 
des Gerichts.

(4) 1Elektronische Dokumente, die einem der in 
Abs. 2 genannten Dateiformate in der nach § 3 Nr. 2 be-
kannt gegebenen Version entsprechen, können auch in 
komprimierter Form als ZIP-Datei eingereicht werden. 

2Die ZIP-Datei darf keine anderen ZIP-Dateien und kei-
ne Verzeichnisstrukturen enthalten. 3Beim Einsatz von 
Dokumentensignaturen muss sich die Signatur auf das 
Dokument und darf sich nicht auf die ZIP-Datei beziehen. 
4Die ZIP-Datei darf zusätzlich signiert werden.

§ 3

Bekanntgabe 

Auf der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbar-
keit werden bekannt gegeben:

1. die Zertifikate, Anbieter und Versionen elektronischer 
Signaturen, die den in § 2 Abs. 3 Satz 2 festgelegten 
Anforderungen entsprechen,

2. die nach ihrer Prüfung den in § 2 Abs. 2 und 3 festge-
legten Formatstandards entsprechenden und für die 
Bearbeitung durch angeschlossene Gerichte geeig-
neten Versionen der genannten Formate sowie die 
bei dem in § 2 Abs. 2 Nr. 5 bezeichneten XML-Format 
zugrunde zu legenden Definitions- und Schemadatei-
en,

3. sichere Übermittlungswege gemäß § 2 Abs. 3 Satz 1.

§ 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2016 in Kraft. 2Mit 
Ablauf des 31. Dezember 2017 tritt sie außer Kraft.

München, den 1. April 2016

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister
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215-5-1-I

Berichtigung

§ 1 Nr. 22 des Gesetzes zur Änderung des Bayeri-
schen Rettungsdienstgesetzes und der Verordnung zur 
Ausführung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 
vom 8. März 2016 (GVBl. S. 30) wird hinsichtlich Art. 55 
Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 
wie folgt berichtigt:

Anstelle von „Art. 43 Abs. 1 Satz 3“ lautet es richtig 
„Art. 43 Abs. 1 Satz 2“. 

München, den 21. März 2016

Die Amtschefin der Bayerischen Staatskanzlei

Karolina  G e r n b a u e r ,  Staatsrätin

791-8-1-U

Verordnung  
zur Änderung der  

Vogelschutzverordnung

vom 19. Februar 2016

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Allgemeinen Minis-
terialblatt vom 24. März 2016 S. 258 bekannt gemacht.
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